
Die liechtensteinische
Exekutionsordnung
Die liechtensteinische Exekutionsord-
nung von 19711) lehnt sich weitgehend
an die österreichische Exekutionsord-
nung von 1896 an, weshalb zur Inter-
pretation und Rechtsanwendung öster-
reichische Literatur und Judikatur ver-
wendet werden können.

Mittels Exekution (Zwangsvoll-
streckung) wird die Durchsetzung ei-
nes in förmlicher Weise festgestellten
Anspruchs mit staatlicher Zwangsge-
walt bezweckt. Wenn ein Exekutions -
titel 2) vorliegt, kann der betreibende
Gläubiger die Exekution zur Befriedi-
gung seiner Forderungen beantragen

(sog. Exekutionsvollzug). Dabei ste-
hen ihm verschiedene Exekutionsmit-
tel zur Verfügung. Bei der Exekution
wegen Geldforderungen (Art. 58–250
EO) wird das unbewegliche oder be-
wegliche Vermögen des Schuldners ge-
richtlich gepfändet und zwangsverstei-
gert bzw. verkauft. Der Freihandver-
kauf ist dabei in den Art. 189 ff. und
Art. 201 EO geregelt. Er stellt die ge-
setzliche Alternative zur öffentlichen
Versteigerung (ordentliche Verwer-
tungsart) dar. Damit ist der Freihand-
verkauf ein Institut des Vollstreckungs-
rechts und unterscheidet sich von sei-
nem Wesen her nicht von der Zwangs-
versteigerung.

Vor- und Nachteile
eines Freihandverkaufes
Der Freihandverkauf (sog. freihändi-
ger Verkauf) bietet gegenüber der Ver-
steigerung die Möglichkeit grösserer
Flexibilität. Da die Nachfrager bzw.
Käufer gezielt ausgesucht werden kön-
nen, wird beim Verkauf aus freier Hand
meistens ein besserer Verwertungs -
erlös erzielt. Für den Erwerber liegt der
Vorteil darin, dass der Freihandverkauf
eine gewisse Diskretion beim Kauf
bietet. Schliesslich erübrigt sich da-
durch der Gang an eine öffentliche
 Versteigerung, welche keine Garantie
für einen gewünschten Erfolg gewähr-
leistet.
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Der Freihandverkauf
nach liechtensteinischer
Exekutionsordnung –
ein Institut des Vollstreckungsrechts
Wenn in einem Zwangsvollstreckungsverfahren Vermögensobjekte des Schuldners verwertet werden müssen,
ist es möglich, dass verschiedene Verwertungsarten zur Anwendung gelangen. In der Exekutionsordnung von
1971 ist unter anderem der Verkauf aus freier Hand (Freihandverkauf) geregelt. Dieser spielt in der Praxis
 neben der Zwangsversteigerung zwar eine minder wichtige, jedoch nicht unbedeutende Rolle.
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Demgegenüber tritt beim freihän-
digen Verkauf durch die fehlenden Ver-
steigerungsbedingungen die öffentli-
che Kontrolle in den Hintergrund und
eine uneingeschränkte Teilnahme am
Wettbewerb wird vereitelt 3). Ein Frei-
handverkauf ist deshalb nur zulässig,
falls dieser für alle Beteiligten von
Vorteil ist (Art. 201 Abs. 1 EO).

Exekution auf das
unbewegliche Vermögen
In der liechtensteinischen Exekutions-
ordnung ist die Exekution auf das un-
bewegliche Vermögen entweder durch
zwangsweise Pfandrechtsbegründung
(Art. 58 ff. EO), Zwangsverwaltung
(Art. 60 ff. EO) oder Zwangsversteige-
rung (Art. 87 ff. EO) vorgesehen.

Bei der zwangsweisen Pfandrechts-
begründung wird beispielsweise ein
Pfandrecht an einem Grundstück oder
einem Grundstücksanteil zwangsweise
begründet. Die Zwangsverwaltung be-
zweckt die Tilgung der Forderung aus
dem Nutzen und den Einkünften des
Grundstücks oder der Grundstücks -
anteile des Verpflichteten. Bei einer
Zwangsversteigerung wird schliesslich
das Grundstück an den Meistbietenden
veräussert. Die Möglichkeit eines Frei-
handverkaufs bei unbeweglichen Sa-
chen wird in der liechtensteinischen
Exekutionsordnung nicht vorgesehen.

Exekution auf das
bewegliche Vermögen
Der Verkauf geschieht grundsätzlich
durch öffentliche Versteigerung, nur aus-
nahmsweise durch Freihandverkauf. Es
gibt jedoch auch Pfandsachen für wel-
che primär der Verkauf aus freier Hand
und lediglich subsidiär durch öffent -
liche Versteigerung vorgesehen ist.
Dazu zählen gepfändete Wertpapiere,
die einen Börsenkurs haben oder im
freien Verkehr gehandelt werden.
Wenn die Wertpapiere innerhalb der
vom Gericht gestellten Frist aus freier
Hand nicht verkauft wurden, sind diese
auf Antrag des betreibenden Gläubi-
gers wiederum im Wege der öffentli-
chen Versteigerung zu verkaufen.

Anderweitige Verwertung
Die Zwangsversteigerung beweglicher
Sachen bringt vielfach einen sehr ge-
ringen oder aber gar keinen Erlös. Das

Gesetz ermöglicht es deshalb, wenn es
sich nicht um Wertpapiere handelt und
kein Übernahmeantrag vorliegt, auf
andere Verwertungsarten umzusteigen
(Art. 201 EO). Dabei können zwei Fälle
unterschieden werden. Die erste Mög-
lichkeit beinhaltet eine anderweitige
Verwertung statt der Versteigerung
(Art. 201 Abs. 1 EO), die zweite Mög-
lichkeit eine anderweitige Verwertung
nach der Versteigerung (Art. 201 Abs.
2 EO).

Bei der ersten Variante muss die
 anderweitige Verwertung von Vorteil
für alle Beteiligten sein. Dies ist dann
gegeben, wenn das Angebot den
Schätzwert um einen Viertel über-
steigt. Der Freihandverkauf wird dabei
als Hauptfall einer anderweitigen Ver-
wertung statt der Versteigerung ge-
nannt. Es muss ein Käufer namhaft ge-
macht werden, welcher die Bezahlung
eines bestimmten Kaufpreises zusagt
und eine entsprechende Sicherheit, die
gewöhnlich einen Viertel des Schätz-
wertes ausmacht, leistet. Der Antrag
auf einen Freihandverkaufsvertrag und
die Zusage des Käufers müssen spätes-
tens drei Tage vor dem Versteigerungs-
termin eingebracht werden. 

Wenn bei einer öffentlichen Ver-
steigerung das geringste Gebot nicht
erreicht wurde, kann das Gericht von
Amtes wegen anordnen oder auf An-
trag bewilligen, dass die Sachen in an-
derer Weise als durch öffentliche Ver-
steigerung verwertet werden. Dabei
darf nicht unter die Hälfte des Schätz-
wertes heruntergegangen werden. Wenn
der Verkauf aus freier Hand angeord-
net wird, kann dem betreibenden Gläu -
biger aufgetragen werden, binnen 14
Tagen nach Zustellung des Beschlus-
ses, welcher den freihändigen Verkauf
anordnet, den Käufer namhaft zu ma-
chen.

Übernahmeantrag 
Der Antrag einer Partei, beim Gericht
Pfandsachen ohne Markt- und Bör-
senpreis durch anderweitige Verwer-
tung zu bewilligen, ist gegenüber ei-
nem allfälligen Übernahmeantrag nach
Art. 192 EO  subsidiär. Bis spätestens
acht Tage vor dem Versteigerungster-
min kann, wer nicht vom Bieten aus -
geschlossen wurde, somit auch der be-
treibende Gläubiger, sich bereit erklä-

ren, die Pfandsache zu einem Betrag,
der mindestens fünf Viertel des
Schätzwertes (sog. Übernahmepreis)
betragen muss, zu übernehmen. Durch
den Käufer müssen zudem alle bisher
aufgelaufenen, dem Verpflichteten zur
Last fallenden Exekutionskosten  über-
nommen werden. Zugleich muss der
Übernahmewerber mit dem Übernah-
meantrag eine Sicherheit von mindes-
tens einem Viertel des Schätzwertes
 erlegen. Die Pfandsachen müssen da-
bei im Ganzen oder zumindest in grös-
seren Partien übernommen werden.
Der betreibende Gläubiger und die Per-
sonen, welche ein Pfandrecht an den
Gegenständen erworben haben und
 deren Forderungen durch den Über-
nahmepreis nicht vollständig gedeckt
erscheinen (sog. Ausfallsbeteiligte),
müssen diesem Vorhaben zudem zu-
stimmen.

In praktischer Hinsicht kommt dem
Übernahmeantrag gegenüber dem
Freihandverkauf jedoch eine geringe
Bedeutung zu, da sich das gleiche Ziel
auch über Art. 201 Abs. 1 EO erreichen
lässt, dies vor allem leichter, da sich ein
allfälliger Widerspruch durch Aus-
fallsbeteiligte erübrigt.
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